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Entwickiung der Ausgaben und Einnahmen des Staates im Verhältnis 
zum Bruttosoziaiprodukt 


Der Bundesminister der Finanzen - I A 4 - Vw 8001 - 37/78 - 
hat mit Schreiben vom 25. April 1978 die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordung und dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft wie folgt beantwortet: 


I. Staatsquote 

1. Wie hoch war der Anteil der Ausgaben des Staates irn Ver- 
hältnis zum jeweiligen Bruttosozialprodukt (Staatsquote) in den 
Jahren 1951, 1955 und in den Jahren von I960 bis 1977 ein- 
schließlich? 


2. Vv^elcher Teil der Staatsquote entfiel auf die Ausgaben der 
Sozialversichcrimgstrager und welcher Teil auf die Ausgaben 
der Gebietskörperschaften? 


Nach den seit dem Frühjahr 1977 für die Jahre ab 1960 vor- 
liegenden Ergebnissen der Revision der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung hatten die Ausgaben des Staates in den Jah- 
ren 1960 bis 1977 folgenden Anteil am Bruttosozialprodukt in 
jeweiligen Preisen: 
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davon: 

Staatsquote Gebietskörper- Sozialver- 

insgesamt schäften Sicherung 2) 

- Anteile der Ausgaben am Bruttosozialprodukt in v. H. - 


1960‘) 

32,5 

23,8 

8,7 

1961 

34,4 

25,6 

8,8 

1962 

35,6 

26,6 

9,0 

1963 

36,2 

27,0 

9,2 

1964 

36,1 

27,2 

8,9 

1965 

36,8 

27,7 

9,1 

1966 

36,9 

27,2 

9,7 

1967 

38,6 

27,9 

10,7 

1968 

37,9 

27,2 

10,7 

1969 

37,9 

27,2 

10,7 

1970 

38,0 

27,6 

10,4 

1971 

39,2 

28,5 

10,7 

1972 

40,2 

28,9 

11,2 

1973 

40,9 

29,2 

11,8 

1974 

43,9 

30,9 

13,1 

1975 3) 

47,9 

33,4 

14,5 

1976 ä) 

47,1 

32,4 

14,6 

1977 3) 

47,3 

32,2 

15,1 


1) Ab 1960 einschließlich Saarland und Berlin 

2) Um den Verrechnungsverkehr bereinigt (Belastungsprinzip) 

3) Vorläufige Ergebnisse 

Für die Jahre vor 1960 liegen entsprechend revidierte Ergeb- 
nisse der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht vor. Die 
- allerdings nur bedingt vergleichbaren - Angaben nach dem 
Stand vor der Revision der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung lauten: 


davon: 

Staatsquote Gebietskörper- Sozialver- 

insgesamt schäften Sicherung 2) 3) 

- Anteile der Ausgaben am Bruttosozialprodukt in v. H. - 


1951 

30,7 

22,9 

7,7 

1955 

30,2 

22,3 

7,9 

1960 

33,2 

23,2 

10,1 


1) Ohne Saarland und Berlin; die entsprechenden Werte einschließlich Saar- 
land und Berlin lauten für 1960: Staatsquote insgesamt 32,5, Gebiets- 
körperschaften 22,4, Sozialversicherung 10,1. 

2) Einschließlich Beamtenpensionen 

3) Um den Verrechnungsverkehr bereinigt (Belastungsprinzip) 

Zur Interpretation der Staatsquote ist einleitend auf das Gut- 
achten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium 
der Finanzen vom 30. Juli 1976 (Bulletin 90/76, S. 849) zur Aus- 
sagefähigkeit staatswirtschaftlicher Quoten zu verweisen. 
Staatswirtschaftliche Quoten beschreiben immer nur Ausschnitte 
der Staatstätigkeit, ein Maß für die gesamte staatliche Aktivität 
und für die Intensität der Staatstätigkeit stellen Staatsquoten 
nicht dar. Die dargestellten Anteile der Ausgaben des Staates 
am Bruttosozialprodukt sind zudem als sog. unechte Quoten 
der Gefahr von Fehlinterpretationen ausgesetzt. So darf z. B. 
eine Staatsquote von 47,3 v. H. im Jahre 1977 nicht so inter- 
pretiert werden, als beanspruche der Staat fast die Hälfte des 
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Bruttosozialprodukts, denn die Ausgaben enthalten nicht nur 
die unmittelbare Endnachfrage, wie den Staatsverbrauch (Per- 
sonalausgaben und Sachaufwand) und die staatlichen Brutto- 
anlageinvestitionen, sondern auch Transferleistungen (Renten, 
Pensionen, Arbeitslosenunterstützung, Kindergeld, Subven- 
tionen und Investitionszuschüsse und anderes mehr). Durch 
diese Transferleistungen werden andere Sektoren der Volks- 
wirtschaft, namentlich die privaten Haushalte und die Unter- 
nehmen, in die Lage versetzt, ihrerseits Endnachfrage zu 
tätigen, eine Endnachfrage, die diesen Sektoren, nicht aber dem 
Staat zuzurechnen ist. 

Zur Entwicklung der Staatsquote ist anzumerken: 

Das Ansteigen der Staatsquote ist seit den fünfziger Jahren zu 
beobachten und sowohl von den Gebietskörperschaften als auch 
dem Sozialversicherungsbereich getragen worden. Eine in den 
sechziger Jahren zu beobachtende Stagnation der Staatsquote 
der Gebietskörperschaften wurde von 1969 bis 1973 durch eine 
Phase rascheren Anstiegs abgelöst, da die Ausgaben des Bun- 
des im Durchschnitt dieser Jahre etwa so stark wie das Brutto- 
sozialprodukt, die der Länder und Gemeinden erheblich stärker 
Zunahmen. Das Ansteigen der Staatsquote in den Jahren 1974 
und 1975 war in erster Linie ^) konjunkturell bedingt. Einer- 
seits stiegen die Ausgaben infolge von Mehrausgaben für 
Arbeitslosengeld und -hilfe sowie für Konjunkturprogramme 
stark an, zugleich nahm das Bruttosozialprodukt infolge der 
schwachen Konjunktur nur wenig zu. Im Jahre 1976 sind die 
öffentlichen Ausgaben deutlich geringer als das Bruttosozial- 
produkt angestiegen, so daß sich für dieses Jahr eine rück- 
läufige Tendenz des Anteils ergibt. Im Jahre 1977 kam die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung nicht so voran wie erwartet 
und angestrebt; hieraus resultierte ein Wiederanstieg der 
Staatsquote auf 47,3 v. H. 

1) Außerdem stieg der BSP-Anteil 1975 um etwa IV 2 v. H. -Punkte durch 
die Reform des Familienlastenausgleichs. Davon entfällt Vi» v. H. auf die 
rein buchmäßigen Auswirkungen der Kindergeldreform. Bis 1974 wurde 
das Kindergeld als Steuerfreibetrag gewährt. Ab 1975 wird es als Trans- 
ferlcistung gezahlt, ist also eine Ausgabe. Aus der Änderung in der 
Zahlungswcise resultiert daher ein höherer BSP-Anteil von V 2 v. H.- 
Punkt, ohne daß eine materiell höhere Ausgabe getätigt wird. 

3. Wie hoch wird die Staatsquote aus heutiger Sicht unter Zu- 
grundelegung der Zielprojektion des Jahreswirtschaftsberichts 
1978 und der Haushaltsplanung der einzelnen Sektoren des 
Staates vojaussichtlidi im laufenden Jahr sein? 

Den Angaben des Jahres Wirtschaftsberichts 1978 der Bundes- 
regierung zu den Ausgaben des Staatssektors entspricht folgen- 
der Anteil der Ausgaben des Staates am Bruttosozialprodukt 
in jeweiligen Preisen für das Jahr 1978: 


davon: 

Staatsquote Gebietskörper- Sozialver- 

insgesamt schäften Sicherung '-) 

- Anteile der Ausgaben am Bruttosozialprodukt in v. H. - 


1978') 47,5 32,5 15 


9 Projektion 

2) Um den Verrechnungsverkehr bereinigt (Belastungsprinzip) 
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Zur Entwicklung der Staatsquote im Jahr 1978 ist folgendes 
anzumerken: 

Auf Grund der bereits 1977 getroffenen haushaltspolitischen 
Beschlüsse erhält die im Vorjahr ins Stocken geratene gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung neue Impulse. Bei einer angestreb- 
ten Zunahme der Ausgaben, die erheblich höher ist als im 
Vorjahr, wird die Staatsquote bei der im Jahreswirtschafts- 
bericht 1978 angestrebten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
auf dem Vorjahresniveau verharren. Dabei ist für den Bund 
eine Ausgabensteigerung von IOV2 v. H., die Länder von 
11 V. H. und die Gemeinden von 8V2 v. H. zugrunde gelegt. 
Sollten die im Jahreswirtschaftsbericht erwähnten gesamtwirt- 
schaftlichen Risiken an Gewicht gewinnen, dürfte bei der dann 
zu erwartenden schwächeren gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung der Staatsanteil allein aus konjunkturellen Gründen - un- 
veränderte Ausgaben unterstellt - höher ausfallen als darge- 
legt. Ein solcher allein konjunkturbedingter Anstieg der Staats- 
quote darf jedoch nicht zu dem Schluß führen, die öffentlichen 
Ausgaben seien überhöht. Vielmehr würde eine derartige Ent- 
wicklung die Bedeutung der dargelegten expansiven Ausrich- 
tung der Haushalte 1978 und das Erfordernis, die Haushalte 
wie veranschlagt zu vollziehen, noch unterstreichen. 


4. Wie wird sich die Staatsquote auf der Grundlage der über- 
arbeiteten mittelfristigen Projektion des Bundeswirtschaftsmini- 
steriums und der darauf aufbauenden Vorausschätzungen über 
die Ausgaben der Gebietskörperschaften und der Sozialver- 
sicherungsträger voraussichtlich in den Jahren 1979 bis 1981 
entwickeln? 

Die Entscheidungen über die Ausgabenentwicklung der öffent- 
lichen Haushalte 1979 und die Finanzplanungen bis 1982 wer- 
den - soweit es den Bund betrifft - in Kürze getroffen. Die 
Bundesregierung wird in der von Verfassung, Bundeshaus- 
haltsordnung und Haushaltsgrundsatzgesetz geregelten Verfah- 
ren mit der Vorlage ihres Haushaltsentwurfs für 1979 und mit 
dem neuen Finanzplan ihre Vorstellungen im einzelnen dar- 
legen. 

11. Abgabenqaote 

5. Wie hoch war der Anteil der Einnahmen des Staates (Steuern, 
Sozialversicherungsbeiträge und sonstige Abgaben wie z. B. der 
sogenannte „Kohlepfennig") im Verhältnis zum jeweiligen 
Bruttosozialprodukt (Abgabenquote) in den Jahren 1951, 1955 
und in den Jahren von 1960 bis 1977 einschließlich? 

6. Welcher Teil der Abgabenquote entfiel in diesen Jahren auf 
die Soziaiversicherungsträger und welcher Teil auf die Gebiets- 
körperschaften? 

7. Wie hoch wird die Abgabenquote aus heutiger Sicht unter Zu- 
grundelegung der Zielprojektion des Jahreswirtschaftsberichts 
1978 und der Haushaltsplanung der einzelnen Sektoren des 
Staates voraussichtlich im laufenden Jahr sein? 

Nach den seit dem Frühjahr 1977 für die Jahre ab 1960 vor- 
liegenden Ergebnissen der Revision der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung hatten die Steuern (einschließlich der im Rah- 
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men der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung als Steuern ver- 
buchten sonstigen Abgaben wie z. B. des sogenannten Kohle- 
pfennigs) und die Sozialbeiträge in den Jahren 1960 bis 1978 
folgenden Anteil am Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen: 


davon: 


Steuernder Tatsächliche Sozial- 

Gebietskörper- beiträge der 

^ sdiaften Sozialversidierung 

- Anteile am Bruttosozialprodukt in v. H. - 

I960') 

32,2 

23,0 

9,2 

1961 

33,3 

24,1 

9,2 

1962 

33,7 

24,4 

9,4 

1963 

33,9 

24,4 

9,5 

1964 

33,5 

24,3 

9,2 

1965 

32,9 

23,5 

9,3 

1966 

33,3 

23,6 

9,7 

1967 

33,6 

23,8 

9,8 

1968 

33,3 

23,2 

10,0 

1969 

35,2 

24,8 

10,4 

1970 

34,4 

23,6 

10,9 

1971 

35,1 

24,0 

11,2 

1972 

35,7 

24,0 

11,7 

1973 

37,9 

25,5 

12,5 

1974 

38,2 

25,4 

12,9 

1975 2) 

37,8 

24,3 

13,5 

1976 2) 

39,1 

25,1 

14,0 

1977 2) 

40,4 

26,3 

14,1 

1978 3) 

39,0 

25,5 

14,0 


1) Ab 1960 einschließlich Saarland und Berlin 

2) Vorläufige Ergebnisse 

3) Schätzung 

Für die Jahre vor 1960 liegen entsprechende revidierte Ergeb- 
nisse der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht vor. Die 
- allerdings nur bedingt vergleichbaren - Angaben nach dem 
Stand vor der Revision der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung lauten: 


davon: 


Abgabenquote i) 
insgesamt 


Steuern der Tatsächliche Soziai- 
Gebietskörper- beiträge der 
sdiaften Sozialversicherung 


- Anteile am Bruttosozialprodukt in v. H. - 


1951 

30,1 

22,4 

7,7 

1955 

30,6 

22,7 

7,9 

1960 

32,2 

23,0 

9,2 


1) Ohne Saarland und Berlin; die entsprechenden Werte einschließlich Saar- 
land und Berlin lauten für 1960: Abgabenquote insgesamt 32,2, Gebiets- 
körpersdiaften 23,0, Sozialversicherung 9,2. 


Zur Entwicklung der Abgabenquote ist folgendes anzumerken: 

Die Steuerreform hat im Jahre 1975 die gesamtwirtschaftliche 
Abgabenquote gesenkt. Die Auswirkungen der Steuer- und 
Kindergeldreform kommen in den Angaben nur unvollkommen 
zum Ausdruck, da mit der Kindergeldreform - wie erwähnt - der 
Übergang von Steuererleichterungen zu unmittelbaren Trans- 
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ferleistungen verbunden war. Hätte man das System der Steuer- 
vergünstigungen beim Familienlastenausgleich beibehalten, so 
hätte die Steuerquote im Jahre 1975 und in den Folgejahren 
um IV 2 V. H. -Punkte niedriger gelegen. Die Abgabenquote 1976 
ist durch den konjunkturellen Anstieg der Steuereinnahmen 
bestimmt. In der Abgabenquote 1977 kommen auch die be- 
schlossenen Steuererhöhungen bei der Tabaksteuer und beim 
Branntweinmonopol sowie die (einmaligen) Mehreinnahmen 
aus der Reform der Körperschaftsteuer zum Ausdruck. Im lau- 
fenden Jahr ergibt sich als Folge der 1977 beschlossenen steuer- 
lichen Maßnahmen per saldo ein Rückgang der Abgabenquote 
um 1 V. H. -Punkt. 


8. Wie wird sich die Abgabenquote auf der Grundlage der über- 
arbeiteten mittelfristigen Projektion des Bundeswirtschaftsmini- 
steriums und der neuesten Vorausschätzungen über die Ent- 
wicklung der Einnahmen der Gebietskörperschaften und der 
Sozialvcrsicherungsträgcr in den Jahren 1979 bis 1981 ent- 
wickeln? 


Nach den Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen'' 
vom 21. bis 23. Februar 1978 und entsprechend dem Sozial- 
budget 1978 hat die Abgabenquote folgende Werte: 


davon: 


Abgabenquote 

insgesamt 


Steuern der Tatsächliche Sozial- 
Gebietskörper- beitrage der- 
schäften Sozialversicherung 


- Anteile am Bruttosozialprodukt in v. H. - 


1979 

39,0 

25,0 

14,0 

1980 

- 

25,5 

- 

1981 

- 

25,5 

- 

1982 

40,5 

26,0 

14,5 ‘ 


1) Nach Sozialbudget 1978. Der Wert für 1982 enthält die individuellen 
Beiträge der Rentner zur Krankenversicherung entsprechend dem Ent- 
wurf des 21. Rentenanpassungsgesetzes; Rentenleistungen und Beiträge 
erhöhen sich ab 1982 durch die vorgesehene Neuregelung um einen 
Betrag, der etwa 0,8 v. H. des Bruttosozialprodukts entspricht. 



